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Abkürzungsverzeichnis

LCH Dachverband Lehrerinnen und Lehrer Schweiz
PH Pädagogische Hochschule
WBK-NR Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats
ETHZ Eidgenössische Technische Hochschule Zürich
SER Syndicat des enseignant-es romand-es

LCH Association faîtière des enseignantes et enseignants de Suisse
HEP haute école pédagogique
CSEC-CN Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil

national
EPFZ École polytechnique fédérale de Zürich
SER Syndicat des enseignant-es romand-es
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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Grundschulen

Der Mangel an diplomierten Lehrkräften, insbesondere für die Primar- und
Sekundarstufe, führte rund um den Schulbeginn im Sommer 2022 zu einer intensiven
Mediendebatte. Bereits vor dem Schulstart, der in den meisten Kantonen in August
stattfand, zeigte sich, dass es in vielen Schulen zu Engpässen kommen wird. Deshalb
durften beispielsweise in den Schulen im Kanton Zürich auch Personen ohne
entsprechendes Diplom angestellt werden, während vielerorts zudem
Zivildienstleistende und sogenannte Klassenassistenzen eingestellt wurden. Die
vermehrte Einstellung Letzterer wurde von Dagmar Rösler, Zentralpräsidentin des LCH,
kritisiert, da es zu Kompetenzüberschreitungen kommen könne, wenn eine solche
Assistenz etwa für eine reguläre Lehrperson einspringen müsse. Gegenüber der Presse
fügte Rösler hinzu, dass die Qualität des Unterrichts darunter leide, wenn nicht adäquat
ausgebildete Personen, wie etwa Studierende der PH, vor die Klassen gestellt würden.
Auch bestehe die Herausforderung, dass die neu ausgebildeten Lehrkräfte begleitet
werden müssten, damit diese nicht sogleich wieder «verheizt» würden und deshalb
bald wieder aus dem Beruf ausstiegen. Rösler kritisierte insbesondere die Kantone,
welche in den Augen des LCH zu wenig gegen den Lehrkräftemangel unternähmen.
Zusammen mit dem «syndicat des enseignant-es romand-es» (SER) forderte der LCH
konkret, dass eine finanzielle Unterstützung für die Ausbildung von Quereinsteigerinnen
und Quereinsteigern zur Lehrerin/zum Lehrer eingeführt wird und dass eine
administrative Entlastung der Klassenlehrerinnen und -lehrer erfolgt. 
In den Zeitungen wurden ebenfalls Lösungsvorschläge diskutiert, wie der Beruf der
Lehrperson wieder attraktiver gemacht und dem Lehrkräftemangel entgegengewirkt
werden könnte: So wurde beispielsweise vorgeschlagen, die Löhne, insbesondere für
die Lernenden in der Unterstufe, zu erhöhen. Ursula Renold, Professorin für
Bildungssysteme an der ETHZ, regte gegenüber der Aargauer Zeitung an, das
Lohnsystem so auszugestalten, dass es lukrativer würde, ein höheres Pensum zu
übernehmen. Zahlreiche Lehrkräfte unterrichteten nämlich nur wenige Lektionen, was
dazu führe, dass der Koordinationsaufwand im Lehrkörper hoch sei und es insgesamt
mehr Lehrkräfte brauche. Eine weitere grosse Herausforderung oder gar ein Problem
sahen viele Zeitungen auch im Konzept der integrativen Klassen, also dem System, in
welchem möglichst alle Kinder in derselben Klasse unterrichtet werden und es keine
Sonderklassen gibt - etwa für verhaltensauffällige Kinder oder Schülerinnen und Schüler
mit Lernschwierigkeiten oder besonderen Bedürfnissen. In der NZZ forderte etwa Alain
Pichard (BE, glp), Lehrer und Grossrat im Kanton Bern, dass die sogenannten Klein-
oder Sonderklassen wieder eingeführt werden, damit sich die Lehrkräfte wieder
vermehrt der Wissensvermittlung widmen können. Zudem sollten die Lehrpersonen
weniger administrative Aufgaben erledigen müssen, wurde in einem weiteren
Meinungsbeitrag der NZZ ergänzt. 
Im Nachgang zu dieser im Sommer geführten Debatte wurden auch seitens der
nationalen Politik gewisse Forderungen gestellt: Die WBK-NR verlangte in insgesamt vier
Vorstössen mit der Berufsmatura einen prüfungsfreien Zugang zur Pädagogischen
Hochschule für die Ausbildung zur Primarlehrperson (Mo. 22.4267 und Po. 22.4268),
eine gezielte Datenerhebung über die Verweildauer im Beruf (Po. 22.4265) sowie
wissenschaftliche Evaluationen der verschiedenen Schulreformen (Po. 22.4266). 1
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1) TA, 4.7.22; Lib, 5.7.22; NZZ, 8.7.22; SoZ, 10.7.22; NZZ, 11.7.22; TA, 12.7.22; AZ, 6.8.22; Blick, LT, Lib, NZZ, TA, 9.8.22; Blick,
NZZ, 10.8.22; Blick, 11.8.22; So-Bli, SoZ, 14.8.22; AZ, NZZ, 16.8.22; NZZ, 17.8.22; LT, 18.8.22; AZ, NZZ, 19.8.22; TA, 20.8.22; SoZ,
21.8.22; TA, 23.8.22; NZZ, 25.8., 5.9.22; TA, 6.9.22; WW, 22.9.22
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